- Lesefassung -

SATZUNG

Uber die Erhebung von Beitragen, Geblhren und Abgaben fir die
Schmutzwasserbeseitigung des Wasserverbandes Gardelegen

Aufgrund der 88 8, 9 und 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288), der 88 9 und 16 des Gesetzes Uber die kommunale Ge-
meinschaftsarbeit LSA (GKG-LSA) vom 09. Oktober 1992 (GVBI. LSA S. 730) in der Bekannt-
machung der Neufassung des GKG-LSA vom 26. Februar 1998 (GVBI. LSA S. 81), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 15.12.2009 (GVBI. LSA S. 648, 677), der 88 5, 6 und 8 des Kommu-
nalabgabengesetzes LSA (KAG-LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBI. LSA S. 105) in der Bekannt-
machung der Neufassung des KAG-LSA vom 13. Dezember 1996 (GVBI. LSA S. 405), zuletzt
geandert durch Gesetz zur Anderung kommunalabgabenrechtlicher Vorschriften vom 17. De-
zember 2014 (GVBI. LSA S. 522), unter Beriicksichtigung des Urteils des Landesverfassungs-
gerichtes Sachsen-Anhalt vom 16.02.2010 — LVG 10/09 - (GVBI. LSA S. 109), des Gesetzes
Uber Abgaben fiir das Einleiten von Abwasser in Gewdasser (AbwAG) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 18.01.2005 (BGBI. I S. 114) und 8§ 7 des Ausfuhrungsgesetzes des Landes Sach-
sen—-Anhalt zum Abwasserabgabengesetz (AGAbwAG-LSA) vom 25. 06. 1992 (GVBL. LSA S.
580), zuletzt geandert durch Gesetz vom 16.03.2011 (GVBI. LSA S. 492, 520) hat die Ver-
bandsversammlung des Wasserverbandes Gardelegen in ihrer Sitzung am 04.02.2015 die fol-
gende Satzung beschlossen, die von der Verbandsversammlung in seiner Sitzung am
15.12.2015, am 06.12.2018 und am 07.12.2021 geandert wurde:
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§1
Allgemeines

(1) Der Wasserverband Gardelegen (nachfolgend WVG genannt) betreibt Kanalisations- und
Schmutzwasserreinigungsanlagen (6ffentliche Schmutzwasseranlagen) als jeweils selbstandige
offentliche Einrichtung nach MaRgabe der Satzung Uber die Schmutzwasserbeseitigung und
den Anschluss an die o6ffentliche Schmutzwasseranlage des Wasserverbandes Gardelegen
(Schmutzwasserbeseitigungssatzung) in der jeweils giiltigen Fassung

a)
b)

c)
d)

zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung

zur Aufnahme und Ableitung des in Hausklaranlagen auf den Grundstiicken vorbehan-
delten Schmutzwassers ohne anschlieBende Reinigung des Schmutzwassers in einem
Klarwerk

zur dezentralen Beseitigung von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben,

zur dezentralen Beseitigung von Fakalschlamm aus einzelnen Hausklar- oder gemein-
schaftlichen Grundsticksklareinrichtungen.

(2) Der WVG erhebt nach MalRgabe dieser Satzung:

a)
b)

c)

Beitrage zur Deckung des Aufwandes fiir die zentrale 6ffentliche Schmutzwasseranla-
ge einschlieB3lich der Kosten des ersten Grundstiicksanschlusses

Kostenerstattungen fir die Herstellung von weiteren sowie die Veranderung, Abtren-
nung, Beseitigung sowie Unterhaltung von Grundstiicksanschliissen
Benutzungsgeblihren fir die Inanspruchnahme der zentralen und dezentralen o6ffentli-
chen Schmutzwasseranlagen.

(3) Samtliche Beitrage, Gebuhren und Abgaben nach dieser Satzung sind 6ffentlich-rechtliche
Abgaben und unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren.



Abschnitt Il — Schmutzwasserbeitrag und Kostenerstattung

82
Grundsatz

(1) Der WVG erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Schmutzwassergebihren oder Kostener-
stattungen gedeckt ist, fir die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Er-
neuerung der zentralen 6ffentlichen Schmutzwasseranlage Beitrdge zur Abgeltung der durch
die Mdglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen Vorteile.

(2) Der Beitrag deckt auch die Kosten der erstmaligen Herstellung des ersten Grundstiicksan-
schlusses (Anschlussleitung vom Hauptsammler bis zur Grenze des entwassernden Grundsti-
ckes, bei Hinterliegergrundstiicken bis zur ersten Grenze des Vorderliegergrundstiickes; ein-
schlie3lich des Revisionsschachtes).

§3
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstiicke, die an die zentrale 6ffentliche Schmutzwasser-
anlage angeschlossen werden kénnen und

a) fir die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder
gewerblich genutzt werden dirfen,

b) fiur die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung in
den dem WVG angeschlossenen Stadten und Gemeinden zur Bebauung oder gewerb-
lichen Nutzung anstehen,

c) bebaut sind oder gewerblich genutzt werden.

(2) Wird ein Grundstiuck an die zentrale o6ffentliche Schmutzwasseranlage tatséchlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs.
1 nicht erftllt sind.

(3) Der Beitragspflicht unterliegen auch bebaute Grundstiicke im AuBenbereich, wenn flr sie
Anschlusszwang besteht und sie an die 6ffentliche Schmutzwasseranlage angeschlossen wer-
den konnen.

(4) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundstiick im burgerlich-rechtli-
chen Sinne. Ist ein Grundstiick nicht vermessen und im Grundbuch nicht als Grundstiick einge-
tragen, so gilt die vom Beitragspflichtigen zusammenhangend genutzte Flache als Grundstiick.
Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die GrundstiicksgroRe nachprufbar, insbe-
sondere durch amtliche Dokumente, nachzuweisen.

§4
Beitragsmalflstab

(1) Der Beitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flachenmalf3stab berechnet.

(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages werden fiir das erste Vollgeschoss 25
% und fir jedes weitere Vollgeschoss 15 % der Grundstucksflache in Ansatz gebracht.

Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, deren Deckenoberflache im Mittel mehr als 1,60 m
Uber die Geléandeoberflache hinausragt und die auf mindestens 2/3 ihrer Grundflache eine lichte
Hoéhe von mindestens 2,20 m haben. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des
Bauwerks nicht feststellbar, gilt als Geschosszahl die bei industriell genutzten Grundstiicken



durch 2,8 geteilte und bei in anderer Weise genutzten Grundsticken durch 2,2 geteilte Gebau-
dehdhe des Bauwerks auf ganze Zahlen kaufmannisch gerundet.

(3) Als Grundstticksflache gilt:

a)

b)

d)

f)

)

h)

bei Grundstiicken, die insgesamt im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, sofern sie
nicht unter f) oder g) fallen, die gesamte Flache, wenn fir das Grundstick im Bebau-
ungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist.

bei Grundstiicken, die Uber die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, sofern
sie nicht unter f) oder g) fallen, die Flache im Bereich des Bebauungsplanes, wenn fir
diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist. Fur die Teilflache, die
uber die Grenzen des B-Planes hinausgeht, gelten die Regelungen nach § 4 Abs. 3 Nr.
d).

bei Grundstiicken, die insgesamt im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Bauge-
setzbuch liegen sowie bei Grundstiicken, die Gber die Grenzen einer solchen Satzung
in den AuRenbereich hinausreichen, sofern sie nicht unter f) oder g) fallen, die Flache
im Satzungsbereich, wenn diese baulich oder gewerblich genutzt werden kann; reichen
Grundstiicke in den Innenbereich hinein, ist die dort liegende Flache ebenfalls zu
bertcksichtigen.

bei Grundstticken, fur die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach 8 34 Abs. 4,
Baugesetzbuch besteht, sofern sie nicht unter f) oder g) fallen,

1) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§8 34
Baugesetzbuch) liegen, die Gesamtflache des Grundstilickes,

2) wenn sie mit ihrer Flache teilweise im Innenbereich und teilweise im Aul3enbereich
liegen, die Gesamtflaiche des Grundstlicks, hdochstens jedoch die Flache zwischen der
jeweiligen StralR3enseite und einer Linie, die in einem gleichmé&Rigen Abstand von 40 m
dazu verlauft.

bei Grundstiicken, die tUber die sich nach Buchst. a) bis d) ergebenden Grenzen hinaus
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flache zwischen der jeweiligen Stralengrenze
und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verlauft, die der Ubergreifenden Bebau-
ung oder gewerblichen Nutzung entspricht,

bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan oder in einer Satzung nach § 34 Abs. 4
Baugesetzbuch ,sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung“ fest-
gesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 Bau-
gesetzbuch) tatséchlich so genutzt werden, zum Beispiel Schwimmbader, Dauerklein-
garten, Camping- und Festplatze - nicht aber Sportplatze und Friedhofe - 75 % der
Grundstucksflache.

bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan oder in einer Satzung nach § 34 Abs. 4
Baugesetzbuch die Nutzung als Sportplatz oder Friedhof festgesetzt ist oder die
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (8 34 Baugesetzbuch)
tatsachlich so genutzt werden, die Grundflache der an die Schmutzwasseranlage
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Flache
wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im
gleichen Abstand von den AuRenwénden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer
Uberschreitung der Grundstiicksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmaRige
Flachenergéanzung auf dem Grundstuick erfolgt.

bei bebauten Grundstiicken im Auf3enbereich (8 35 Baugesetzbuch) die Grundflache
der an die Schmutzwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch GRZ
0,2. Die so ermittelte Flache wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass
ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Auf3enwanden der Baulichkeiten
verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze durch diese
Zuordnung eine gleichmafige Flachenerganzung auf dem Grundstiick erfolgt.

die im AuRenbereich (8§ 35 Baugesetzbuch) liegen und fur die durch Fachplanung
(Planfeststellung, Betriebsplan oder ahnliche Verwaltungsakte) eine der baulichen
Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, Untergrund-
speicher pp.), die Flache des Grundstiickes, auf die sich die Fachplanung
(Planfeststellung, Betriebsplan oder d@hnlicher Verwaltungsakt) bezieht, wobei solche
Flachen unbericksichtigt bleiben, die schmutzwasserrelevant nicht nutzbar sind.



(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt:

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte hochstzuldssige Zahl der
Vollgeschosse.

b) flr die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Hohe der baulichen An-
lagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von § 11 Abs. 3
BauNVO die durch 2,8 geteilte und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte
hdchstzulassige Gebaudehdhe auf ganze Zahlen kaufmannisch gerundet.

c) fur die in Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hohe der bauli-
chen Anlagen, sondern die Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 2,8 geteilte
hdchstzuldssige Baumassenzahl auf ganze Zahlen kaufménnisch gerundet.

d) bei Grundstiicken, auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden durfen, die
Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene.

e) die Zahl der tatsachlichen oder sich durch Umrechnung ergebenen Vollgeschosse,
wenn aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach
Buchst. a) oder die Gebaudehdhe nach Buchst. b) bzw. die Baumassenzahl nach
Buchst. c) Uiberschritten werden.

f) soweit kein Bebauungsplan besteht bei Grundstlicken, die innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles (8 34 BauGB) liegen, wenn sie
aa.) bebaut sind, die héchste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse,
bb.) unbebaut sind, die Zahl der in der naheren Umgebung tberwiegend vorhandenen

Vollgeschosse,
cc.) mit einem Kirchengeb&ude bebaut sind, wird das Kirchengeb&ude als eingeschos-
siges Gebaude behandelt.

g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaude-
héhe bzw. die Baumassenzahl bestimmt sind, der in der n&dheren Umgebung lberwie-
gend festgesetzte und/oder tatséachlich vorhandene (8 34 BauGB) Berechnungswert
nach Buchst. a) oder Buchst. b).

h) bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die
aufRerhalb von Bebauungsplangebieten tatséchlich so genutzt werden (z. B. Sport- und
Campingplatze, Schwimmbader, Friedhofe), wird ein Vollgeschoss angesetzt.

i) die im AufRenbereich (8 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die jeweilige Zahl der Voll-
geschosse der angeschlossenen Baulichkeiten;

j) die im AuBenbereich (§ 35 BauGB) liegen und fur die durch Planfeststellung, berg-
rechtlichen Betriebsplan oder ahnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung
vergleichbare Nutzung zugelassen ist, bezogen auf die Flache nach Abs. 3 h), die Zahl
von einem Vollgeschoss.

(5) Bei Grundstiicken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Baugesetzbuch
liegen, sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse die Vorschriften entsprechend an-
zuwenden, wie sie bestehen fur
1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen Uber das zulassige Nut-

zungsmal getroffen sind;
2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen Uber
das zulassige Nutzungsmalfd enthalt.

§5
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz fur die Herstellung der zentralen offentlichen Schmutzwasseranlage (erst-
malige Herstellung) betragt 10,00 €/m?2 Beitragsflache.

(2) Fur alle Grundstiucke, soweit sie im Verbandsgebiet bereits am 15. Juni 1991 an damals
bestehende Schmutzwasserreinigungsanlagen angeschlossen waren und soweit deren
Schmutzwasser nach dem damaligen Stand der Technik zentral behandelt wurde, erhebt der
WVG besondere Herstellungsbeitrdge (Herstellungsbeitrag II).

Der Beitragssatz des Herstellungsbeitrags Il betragt 3,10 €/m2 Beitragsflache.



§6
Regelungen fur UbergroRe Wohngrundstiicke

UbergroRe Grundstiicke, die nach der tatsachlichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken die-
nen, sind nur begrenzt zu veranlagen. Als UbergroR3 gelten solche Wohngrundstiicke, die 30 v.
H. oder mehr Gber der Durchschnittsgrof3e liegen. Die durchschnittliche GroRe der Wohngrund-
stiicke betragt im Verbandsgebiet 1.156 m2. Demgema&l wird ein tUbergroRes Wohngrundstiick
nur bis zu einer GrofRe von 1.503 m2 in vollem Umfang zum Beitrag herangezogen. Fir weitere
751 m2 werden diese Grundstiicke zu 50 % und dartber hinausgehend zu 25 % des sich nach
den 88 4 und 5 ergebenden Beitrages herangezogen.

8§ 6a
Beitragsfreiheit von Gebauden

Gebéaude oder selbstandige Gebaudeteile, die auf den durch 8§ 4 Abs. 3 bestimmten Grund-
stiicksflachen errichtet sind und die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss
an die offentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage auslésen oder die nicht ange-
schlossen werden durfen und auch tatsachlich nicht angeschlossen sind, bleiben beitragsfrei.
Der Beitragsfreiheit solcher Gebaude oder selbstandigen Gebaudeteile ist dergestalt Rechnung
Zu tragen, dass die beitragsfreien Gebaude oder selbstéandigen Gebaudeteile bei der Feststel-
lung der Zahl der Vollgeschosse nach § 4 Abs. 4 unbertcksichtigt bleiben.

8§87
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentu-
mer des Grundstlickes ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle
des Eigentimers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer nur ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

Ist das Grundstiick mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einfluihrungs-
gesetzes zum Blrgerlichen Gesetzbuch belastet, so ist anstelle des Eigentimers der Inhaber
dieses Rechts beitragspflichtig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2) Fur Grundstiucke und Gebaude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetra-
gen sind, tritt an die Stelle des Eigentumers der Verfligungsberechtigte im Sinne von § 8 Abs. 1
des Vermoégenszuordnungsgesetzes.

(3) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick, bei Bestehen eines Erbbaurechtes
oder bei Wohnungs- oder Teileigentum auf diesem.
§8
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen 6ffentlichen
Schmutzwasseranlage vor dem Grundstiick einschlie3lich der Fertigstellung des Grundstlcks-
anschlusses.

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, friihestens jedoch mit

dessen Genehmigung.

§9



Vorausleistung

Auf die kiinftige Beitragsschuld kénnen angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so-
bald mit der Durchfiihrung der MaRnahme begonnen worden ist.

§10
Veranlagung und Falligkeit

Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bescheidbekanntgabe fallig.
Das gleiche gilt fur die Erhebung einer Vorausleistung. Als Zahlungstag gilt bei Uberweisungen
der Tag der Gutschrift.

§11
Abldésung

In Fallen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablésung durch Ver-
trag vereinbart werden. Die Hohe des Ablosebetrages ist nach MalRgabe des in § 4 bestimmten
Beitragsmalistabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. Durch Zahlung des
Abldésungsbetrages wird die Beitragspflicht endgiiltig abgegolten.

8§12
Kostenerstattung fir Grundstiicksanschliisse

(1) Stellt der WVG auf Antrag des Grundstlickseigentimers fiir ein Grundstick einen weiteren
Grundstiicksanschluss oder fur ein Grundstiick, fir das die Beitragspflicht bereits entstanden
ist, fir eine abgeteilte und zu einem Grundstiick verselbststandigte Teilflache einen eigenen
Grundstlicksanschluss oder nach dessen Beseitigung einen neuen Grundstiicksanschluss an
die zentrale offentliche Schmutzwasseranlage her (zusatzliche Grundstiicksanschliisse), so
sind dem WVG die Aufwendungen fur die Herstellung solcher zuséatzlichen Grundstiicksan-
schliisse nach tatsachlichem Aufwand zu erstatten.

(2) Die Kosten fir die Erneuerung, Veranderung, Abtrennung oder Beseitigung sowie Unterhal-
tung von Grundstticksanschliissen sind nach den tatsachlichen Kosten zu erstatten.

(3) Bei Anschluss eines Hinterliegergrundstiickes gelten 8 2 Abs. 2 und 8 12 Abs. 1 entspre-
chend. Sofern der WVG die weiterfihrende Anschlussleitung tber das Vorderliegergrundstiick
bis zum erschlieRenden Grundstiick errichtet, sind diese Kosten nach dem tatsachlichen Auf-
wand zu erstatten.

(4) Die 88 7,9,10,11 und § 29 dieser Satzung gelten entsprechend. Der Erstattungsanspruch
entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses.

(5) Die Grundstiicksanschliisse, einschlieRlich Ubergabeschacht werden grundsétzlich durch
den WVG oder dessen Beauftragte hergestellt, erneuert, verandert, beseitigt und unterhalten.

Abschnitt Ill - Schmutzwassergebiihr

813
Grundsatz

Der WVG erhebt fur die Inanspruchnahme der zentralen und dezentralen o6ffentlichen
Schmutzwasseranlage im Sinne § 1 Abs. 1 der Schmutzwasserbeseitigungssatzung Gebihren
fur die Grundstiicke, die jeweils an diese o6ffentliche Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung
angeschlossen sind oder in diese Schmutzwasser einleiten.



8§14
Gebihrenmaflistab

(1) Die Mengengebiihr fur die Schmutzwasserentsorgung wird nach der Menge bemessen, die
in die offentliche Schmutzwasseranlage gelangt. Die Gebuhr fir die dezentrale Entsorgung (8
15 Abs. 3) wird nach der entnommenen Menge Fakalabwasser bzw. Fékalschlamm bemessen.
Berechnungseinheit fir die Gebuhr ist 1 m3 Schmutzwasser, Fakalwasser bzw. Fakalschlamm.
Daneben wird flr die zentrale Schmutzwasserentsorgung eine Grundgebihr erhoben.

(2) Als in die offentliche Schmutzwasseranlage gelangt gelten:

a) die dem Grundstick aus offentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen
zugefihrte und durch Wasserzahler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstiick gewonnene und dem Grundstick sonst zugefihrte Wasser-
menge,

c) die tatsachlich eingeleitete Schmutzwassermenge bei Bestehen einer Schmutzwasser-
messeinrichtung,

d) die tatsachliche Fakalwassermenge, die der dezentralen offentlichen Einrichtung zuge-
fahrt wird,

e) die tatsachliche Fakalschlammmenge, die der dezentralen 6ffentlichen Einrichtung zuge-
fuhrt wird.

(3) Die auf dem Grundstiick gewonnenen oder sonst zugeflihrten Wassermengen sind durch
Wasserzahler zu ermitteln. Die Wasserzahler missen den Bestimmungen des Eichgesetzes
entsprechen. Soweit nicht bereits eine Messeinrichtung eines Wasserversorgungsunternehmers
zur Verfiigung steht, sind die erforderlichen Wasserzahler vom Gebihrenpflichtigen durch eine
Fachfirma auf seine Kosten einbauen zu lassen.

Hat ein Wasserzahler oder eine Schmutzwassermesseinrichtung nicht richtig oder Gberhaupt
nicht angezeigt oder hat der Grundstiickseigentimer keine Messeinrichtung installiert, so wird
die Wassermenge vom WVG, unter Zugrundelegung des durchschnittlichen Wasserverbrau-
ches im Verbandsgebiet und unter Berlcksichtigung des Vorjahresverbrauches und der be-
grindeten Angaben des Gebihrenpflichtigen, geschatzt.

(4) Zur Ermittlung des Wasserverbrauches, welcher nicht in die zentrale Schmutzwasseranlage
gelangt und zur Ermittlung der Wasserférderung aus einer Eigenversorgungsanlage oder ande-
rer Wasserqguellen, welcher in die zentrale Schmutzwasseranlage gelangt, ist ein Wasserzahler
erforderlich. Dafur wird eine Gebuhr erhoben. Diese Gebihr betragt:

a) bei einer ZéhlergroRe bis Q34  (Qn 2,5) 22,80 € jahrlich
b) bei einer ZahlergroRe bis Q310 (Qn 6) 28,80 € jahrlich

Zuldssig sind nur amtlich geeichte Zahler des WVG der ZahlergroRe Qsz4 (Qn 2,5) und Q310
(Qn 6). Die Zahler bleiben Eigentum des WVG. Fir die Einbauerlaubnis und Abnahme der ein-
gebauten Zahler wird eine einmalige Gebuhr von 71,00 € zzgl. MwsSt. erhoben.

(5) Die Wassermengen nach Abs. 2 Buchstabe b) hat der Gebiihrenpflichtige dem Wasserver-
band fir den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb des fol-
genden Monats anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzahler nachzuweisen, die der Gebuhren-
pflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzahler missen den Bestimmungen des
Eichgesetzes entsprechen. Wenn der WVG auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann er
als Nachweis Uber die Wassermengen prifbare Unterlagen verlangen. Er ist berechtigt, die
Wassermengen zu schatzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden kénnen.

(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentliche Schmutzwasseranlage gelangt sind,
werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist spatestens einen Monat nach Ablauf des Abrech-
nungszeitraumes beim WVG einzureichen. Fir den Nachweis gilt Abs. 5 Satze 2 bis 5 sinnge-



maf. Der WVG kann auf Kosten des Antragstellers Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Ge-
bdhren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

(7) Liegen dem WVG keine prufbaren Unterlagen gem. Abs. 3 vor oder ist eine Messeinrichtung
fur die offentliche und/oder eigene Hauswasserversorgung gemaf Abs. 3 nicht vorhanden, so
ist der WVG berechtigt, die Schmutzwassermenge auf den Durchschnittsverbrauch des WVG
pro Einwohner und Jahr im Erhebungszeitraum festzulegen.

(8) Die Schmutzwassergebuhr fir die Beseitigung des Fakalschlammes aus Kleinklaranlagen
wird nach der tatsachlichen Menge Fékalschlamm bemessen, die der dezentralen o6ffentlichen
Schmutzwasserbeseitigungsanlage zugefuhrt wird. Mal3stab ist die vom WVG / Entsorgungsun-
ternehmen festgestellte Menge. Berechnungseinheit fur die Gebuhr ist 1 m3 Fakalschlamm.
Daneben wird fiir die dezentrale Schmutzwasserentsorgung Uber eine Kleinklaranlage eine
Grundgebihr erhoben.

(9) Die Schmutzwassergebiihr fir die Beseitigung des Schmutzwassers aus abflusslosen
Sammelgruben wird nach der tatsachlichen Menge bemessen, die der dezentralen 6ffentlichen
Schmutzwasserbeseitigungsanlage zugefuhrt wird. Mal3stab ist die vom WVG / Entsorgungsun-
ternehmen festgestellte Menge. Berechnungseinheit fiir die Gebuhr ist 1 m3 Schmutzwasser.
Daneben wird fiir die dezentrale Schmutzwasserentsorgung tber eine abflusslose Sammelgru-
be eine Grundgebuhr erhoben.

§15
Gebihrenséatze und Starkverschmutzerzuschlag

(1) Gebuhrensatze fir die zentrale Schmutzwasserentsorgung

a) Die Mengengebuhr betrégt fur jeden vollen m3 eingeleiteten Schmutzwassers 2,78 €.
Darin ist ein verschmutzungsabhangiger Gebuhrenanteil in Hohe von 1,11 €/m3 enthalten.

b) Neben der Mengengebihr wird zur Deckung der fixen Kosten je Schmutzwasseranschluss
eine Grundgebuhr erhoben. Die Grundgebihr wird nach den Wasserzahlernenngréfen
bemessen. Befinden sich auf dem Grundstiick mehrere Wasserzéhler, so wird die Grund-
gebuhr entsprechend fur jeden Zahler gesondert festgesetzt.

Die Grundgebuhr betragt bei der Verwendung von Wasserzahlern mit einer Zahlergrof3e

- bis einschliefRlich Qs4 (Qn 2,5) 60,00 € jahrlich
- bis einschlief3lich Q310 (Qn 6) 150,00 € jahrlich
- bis einschlief3lich Q316 (Qn 10) 240,00 € jahrlich
- bis einschlief3lich Q325 (Qn 15) 375,00 € jahrlich
- bis einschliefZlich Q340-63 (Qn 40) 945,00 € jahrlich
- bis einschliel3lich Q363-100 (Qn 60) 1.500,00 € jahrlich
- bis einschlief3lich Q3160-250 (Qn 150) 3.750,00 € jahrlich
- tiber Q3160-250  (Qn 150) 6.000,00 € jahrlich

Bei Grundstiicken, die ihre Wassermengen ganz oder teilweise aus eigenen oder offentlichen
Anlagen enthehmen, ohne einen Wasserzahler zu verwenden, wird die Nennleistung des Was-
serzahlers festgesetzt. Im Fall des 8 17 Abs. 2 wird jeder begonnene Monat voll berechnet.



(2) Starkverschmutzerzuschldge

Bei Grundstiicken, von denen Uberdurchschnittlich verschmutztes Abwasser in die 6ffentliche
Abwasseranlage gelangt, wird eine Zusatzgebihr, sog. Starkverschmutzerzuschlag, erhoben.

Parameter zur Ermittlung des Verschmutzungsgrades sind der im Abwasser gemessene BSBs-
und CSB-Wert und der gemessene Wert der absetzbaren Stoffe.

Als Uberdurchschnittlich verschmutzt gilt Abwasser, wenn folgende Parameter (berschritten
werden:

BSBs: 600 mg/l
CSB : 1200 mg/I
Absetzbare Stoffe: 10 mg/l

Die Zuschlagberechnung ergibt sich wie folgt:

festgestellter Jahreswert BSB5-600

600 =A

festgestellter Jahreswert CSB-1200
1200

festgestellter Jahreswert absetzbare Stoffe-10
10

Die sich aus dieser Berechnung ergebenen Werte werden mit folgender Gewichtung addiert:

A: 50%
B: 35%
C: 15%

Die ermittelte Gesamtsumme, multipliziert mit den in Abs. 1 niedergelegten verschmutzungsab-
héngigen Kosten, stellt den Starkverschmutzerzuschlag dar.

MalRgebender Verschmutzungsgrad ist der durch Proben ermittelte Durchschnittswert, der aus
den Werten ermittelt wird, die sich im Falle der Uberschreitung der im Satz 2 genannten Para-
meter ergeben haben. Der Verschmutzungsgrad wird anhand von 24-Stunden-Mischproben
festgestellt. Die Proben werden vom WVG bzw. von einem beauftragten anerkannten Untersu-
chungslabor mindestens pro Quartal 5 Tage gezogen.

(3) Gebiihrensatze fiur die dezentrale Entsorgung (abflusslose Sammelgruben und Kleinkl&ran-

lagen)

a) Fir die Ubernahme und Beseitigung des in abflusslosen Gruben (Sammelgruben) gesam-
melten Fakalwassers werden die Gebuhren nach der Féakalwassermenge bemessen, die aus
der Sammelgrube abgefahren wird. Die Mengengebuhr betragt 12,77 €/m3 eingesammelten
Fékalwassers. Neben der Mengengebihr wird zur Deckung der fixen Kosten je abflusslose
Grube eine Grundgebuhr erhoben. Die Grundgebtihr betragt 60,00 €/Jahr.

b) Fir die Ubernahme und Beseitigung des in Absetz- und Ausfaulgruben (Kleinklaranlagen)
anfallenden Fakalschlamms werden Gebuhren nach der Menge des Fakalschlamms erho-
ben. Die Gebihr betragt 44,00 €/m3 eingesammelten Féakalschlammes. Neben der Mengen-
gebuhr wird zur Deckung der fixen Kosten je Kleinklaranlage eine Grundgebihr erhoben. Die



Grundgebihr betragt 60,00 €/Jahr. Bei MUTEC-Anlagen oder vergleichbaren Anlagen, flr
die der WVG selbst nicht entsorgungspflichtig ist, werden fiir die Uberwachung der Selbst-
tberwachung und Wartung von Kleinklaranlagen gemaf3 8§ 78 Abs. 4 WG LSA Gebuhren pro
Anlage in Hohe von 49,00 €/Jahr erhoben.

c) Die Gebuhr fur eine erfolglose Anfahrt trotz vorheriger Anmeldung betrégt 54,00 €.

§16
Gebihrenpflichtige

(1) Gebuhrenschuldner ist der Eigentiimer des Grundstticks. Ist ein Erbbaurecht bestellt, tritt an
die Stelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte. Gebuhrenschuldner sind auf3erdem die
sonst dinglich Nutzungsberechtigten. Mehrere Gebtihrenschuldner sind Gesamtschuldner. Mie-
ter und Péachter haften fur den ihnen zurechenbaren Anteil der Gebdhr.

(2) Ist fur ein Grundstuck weder ein Eigentimer noch ein Erbbauberechtigter oder ein dinglich
Nutzungsberechtigter zu ermitteln, so ist Gebulhrenschuldner derjenige, der die mit der 6ffentli-
chen Einrichtung gebotene Leistung in Anspruch nimmt (Benutzer).

(3) Beim Wechsel des Gebiihrenpflichtigen geht die Gebiihrenpflicht mit dem Tag des Uber-
gangs des Grundstiickes auf den neuen Verpflichteten Uiber. Der bisherige und der neue Ge-
bihrenpflichtige haben am Ubergabetag den Wasserzahler nach § 14 Abs. 2 Buchst. a) abzu-
lesen und den Zahlerstand dem WVG unverziglich mitzuteilen. Dies gilt ebenso fir die Was-
serzahler nach 8§ 14 Abs. 4. Wenn der bisher Verpflichtete die Mitteilung hierliber versaumt, so
haftet er fir die Gebuhren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung beim WVG ent-
fallen, neben dem neuen Verpflichteten.

§17
Entstehung und Beendigung der Gebuhrenpflicht

(1) Die Gebuhrenpflicht entsteht, sobald das Grundstiick an die 6ffentliche Schmutzwasseran-
lage angeschlossen ist oder der offentlichen Schmutzwasseranlage von dem Grundstiick
Schmutzwasser zugefuhrt wird. Sie erlischt, sobald der Grundstiicksanschluss beseitigt wird
oder die Zufihrung von Schmutzwasser endet, weil die Grundstiicksentwasserungsanlage vom
Gebuhrenpflichtigen stillgelegt worden ist. Uber die Stilllegung der Grundstiicksentwésserungs-
anlage hat der Gebuhrenpflichtige den Verband schriftlich zu unterrichten.

(2) Entsteht oder endet die Gebuhrenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so wird die Grund-
gebihr ab oder bis zu dem laufenden Monat des Anschlusses bzw. der Beendigung der Gebuih-
renpflicht berechnet.

(3) Die Gebuhrenpflicht fiir dezentrale Entsorgungsanlagen (abflusslose Sammelgruben und
Kleinklaranlagen) beginnt mit dem Tage der Inbetriebnahme und endet mit dem Tage der Au-
Rerbetriebsetzung der Anlage. Absatz 2 gilt entsprechend.

§18
Erhebungszeitraum

Erhebungszeitraum ist grundsatzlich das Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebuhrenschuld
entsteht. Endet die Zufihrung von Schmutzwasser vor Ablauf des Kalenderjahres bzw. wird die
dezentrale Anlage stillgelegt, entsteht die Gebihrenschuld am Ende des Einleitzeitraumes bzw.
zum Zeitpunkt der Stilllegung.



§19
Festsetzung und Falligkeit

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgultig abzurechnende Gebihr sind vier-
teljghrlich Abschlagszahlungen am 1. Marz, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember des laufen-
den Jahres fallig. Die Hohe der Abschlagszahlungen wird vom WVG in dem Bescheid zur Jah-
resabrechnung nach der Schmutzwassermenge, Fékalwassermenge bzw. Fakalschlammmen-
ge des Vorjahres festgesetzt. Die Gebuhren kénnen zusammen mit anderen Betrdgen angefor-
dert werden.

(2) Entsteht die Gebuhrenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Ab-
schlagszahlung eine Schmutzwassermenge bzw. Fakalwassermenge von 3,0 m3 pro Person
und Monat zugrunde gelegt.

(3) Die zu entrichtenden Betrage sind einen Monat nach Zugang des Bescheides fallig. Als Zah-
lungstag gilt bei Uberweisungen der Tag der Gutschrift.

Abschnitt IV — Abwalzung der Abwasserabgabe

§ 20
Gegenstand der Abgabe

(1) Der WVG walzt die Abwasserabgabe fur die Einleiter, die im Jahresdurchschnitt weniger als
8 Kubikmeter (m3) je Tag vorbehandeltes Schmutzwasser aus Haushalten und &hnliches
Schmutzwasser unmittelbar in ein Gewésser oder in den Untergrund einleiten (Kleineinleitun-
gen) und fur die er dem Land Sachsen-Anhalt gegenuber abwasserabgabenpflichtig ist, ab.
Hierzu erhebt er nach MalRgabe dieser Satzung eine Abgabe.

(2) Eine Einleitung liegt nicht vor, wenn das Abwasser rechtmafiig einer 6ffentlichen Abwasser-
behandlungsanlage zugefihrt oder auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch
genutzten Boden rechtmafiig aufgebracht wird.

(3) Eine Einleitung ist abgabefrei, wenn das Abwasser in einer Abwasserbehandlungsanlage
behandelt wird, die mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht und
der Schlamm einer dafiir geeigneten Abwasserbehandlungsanlage zugefihrt wird oder nach
Abfallrecht entsorgt wird und eine wasserrechtliche Einleitgenehmigung vorliegt.

§21
Abgabepflichtige

(1) Abgabepflichtig ist der Abwassereinleiter (Inhaber der tatsachlichen Sachherrschaft Uber die
Einleitung). Es gilt die widerlegliche Vermutung, dass der Eigentiimer eines Grundstiickes auch
Einleiter im Sinne des Satzes 1 ist. Sollte im Einzelfall der Grundstiickseigentiimer nicht gleich-
zeitig auch Einleiter sein, so ist dieser verpflichtet, dem Verband dariber Mitteilung zu machen,
wer die Sachherrschaft Gber die abgabepflichtige Einleitung ausibt.

(2) Mehrere Abgabepflichtige haften als Gesamtschuldner.

(3) Beim Wechsel des Abgabepflichtigen geht die Abgabepflicht mit Beginn des den Ubergang
folgenden Kalendermonats auf den neuen Verpflichteten tber. Wenn der bisher Verpflichtete
die Mitteilung hierlber versaumt hat, so haftet er fur die Abgabe, die auf den Zeitraum bis zum
Eingang der Mitteilung bei dem Verband entféllt, neben dem neuen Verpflichteten.



§22
Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht

Die Abgabenpflicht beginnt an dem Tag, an dem die Behandlungsanlage auf dem Grundstiick
in Betrieb genommen wird und endet mit dem Tag, an dem die Behandlungsanlage auf dem
Grundstuck aul3er Betrieb genommen wird bzw. mit dem Anschluss an die offentliche Kanalisa-
tion. Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme oder Stilllegung auf dem Grundstick ist dem WVG durch
den Abgabepflichtigen schriftlich anzuzeigen.

§23
Erhebungszeitraum, Entstehung der Abgabeschuld
(1) Der Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.
(2) Die Abgabeschuld entsteht jeweils am 30. April fir das vorausgegangene Kalenderjahr, fri-

hestens jedoch einen Monat nach der Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fir das be-
treffende Jahr an den Verband.

8§24
Abgabemalistab und Abgabesatz
(1) Die Abgabe wird nach der Zahl der auf dem Grundstiick wohnenden Einwohner berechnet.
(2) Bei der Berechnung der Zahl der Einwohner ist von den durch das zustandige Einwohner-
meldeamt mitgeteilten Verhaltnissen am 30. Juni des Kalenderjahres, fir das die Abgabe zu
entrichten ist, auszugehen.
(3) Die Abgabe betragt je Einwohner 17,90 € im Jahr.
§25

Veranlagung und Falligkeit

Die Abgabe wird durch schriftichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe
des Bescheides fallig. Die Abgabe kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden.

8§ 26
Pflichten des Abgabepflichtigen

Der Abgabepflichtige hat fur die Prifung und Berechnung der Abgabeanspriche erforderliche
Auskiinfte zu erteilen und nétigenfalls Zutritt zum Grundstiick zu gewahren. Er hat jede Ande-
rung der Einwohnerzahl im Sinne von § 24 dem WVG schriftlich zu melden.



Abschnitt V - Gemeinsame Vorschriften

8§27
Auskunftspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben dem WVG jede Auskunft zu erteilen, die fur
die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.

(2) Der WVG kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten Per-
sonen haben dies zu ermdglichen und in dem erforderlichen Umfang zu helfen.

(3) Soweit sich der WVG bei der offentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient, haben
die Abgabenpflichtigen zu dulden, dass sich der WVG zur Feststellung der Schmutzwasser-
mengen nach 8 14 Abs. 2 Buchst. a die Verbrauchsdaten von dem Dritten mitteilen bzw. tber
Datentrager Gibermitteln lasst.

§28
Anzeigepflicht

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhaltnisse am Grundstuck ist dem WVG sowohl vom Veraul3e-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

(2) Sind auf dem Grundstiick Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflus-
sen, so hat der Abgabenpflichtige dies unverziiglich dem WVG schriftlich anzuzeigen.

Dieselbe Verpflichtung besteht fir ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geandert oder
beseitigt werden.

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Schmutzwassermenge um mehr
als 50 v. H. der Schmutzwassermenge des Vorjahres erhtéhen oder ermaligen wird, so hat der
Abgabenpflichtige hiervon dem WVG unverzuglich Mitteilung zu machen.

§29
Billigkeitsregelungen

Anspriiche aus dem Abgabeschuldverhaltnis kénnen ganz oder teilweise gestundet werden,
wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fir den Schuldner bedeuten wiirde und
der Anspruch durch die Stundung nicht geféhrdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage
des Einzelfalles unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 30
Datenverarbeitung

(1) Zur Ausfihrung dieser Satzung darf der WVG die fur die Ermittlung, Festsetzung und Erhe-
bung von Beitragen und Gebuhren erforderlichen personen- und grundstiicksbezogenen Daten
erheben, speichern, verarbeiten und nutzen.

(2) Der WVG darf die fur Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des Melderegis-
ters und der Wasserversorgung bekannt gewordenen personen- und grundstiicksbezogenen
Daten fur die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich diese

a) von den fur das Verbandsgebiet zustandigen Gerichten (Grundbuchstellen) und Ka-
tasteramtern,

b) den Mitgliedsgemeinden des WVG und ihren Verwaltungsgemeinschaften,

c) den im Verbandsgebiet tatigen Wasserversorgungsunternehmen Ubermitteln lassen.



(3) Die Weitergabe nach Abs. 2 darf auch regelméaRig und im Wege automatisierter Abrufverfah-
ren erfolgen. Dies gilt hinsichtlich der Verbrauchsdaten der Wasserversorgung auch ftr Dritte im
Sinne des § 10 KAG LSA. Der WVG trifft die erforderlichen personellen, technischen und orga-
nisatorischen MalRnahmen zur Sicherstellung des Datenschutzes (§ 6 DSG-LSA).

§31
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig i. S. v. 8 16 Abs. 2 KAG-LSA handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

1. entgegen § 14 Abs. 5, Satz 1 dieser Satzung dem WVG Wassermengen, die auf dem
Grundstiick gewonnen und dem Grundstiick sonst zugefiihrte Wassermengen, flir den
abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb des folgenden
Monats nicht anzeigt bzw. den ordnungsgeméfRen Nachweis Uber die entsprechenden
Wassermengen nicht erbringt;

2. entgegen 8 14 Abs. 3 dieser Satzung keinen Wasserzahler einbauen lasst;

3. entgegen § 27 dieser Satzung die fiir die Erhebung und Festsetzung der Abgaben er-
forderlichen Auskunfte nicht erteilt bzw. die Ermittlungen des WVG oder eines von ihm
beauftragten Dritten nicht ermdglicht;

4. entgegen 8 28 Abs. 1 dieser Satzung den Wechsel der Rechtsverhéaltnisse am Grund-
stiick nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt;

5. entgegen § 28 Abs. 2, Satz 1 dieser Satzung nicht unverzlglich anzeigt, dass Anlagen
auf dem Grundstiick vorhanden sind, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen;

6. entgegen § 28 Abs. 2, Satz 2 dieser Satzung die Neuanschaffung, Anderung oder Be-
seitigung solcher Anlagen nicht anzeigt;

7. entgegen § 28 Abs. 3 dieser Satzung den WVG nicht unverztglich Uber zu erwartende
Schwankungen der Schmutzwassermengen von mehr als 50 % unterrichtet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e von bis zu 10.000,- Euro geahndet wer-
den.

§ 32 Salvatorische Klausel

(1) Sollte eine der Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder unwirk-
sam sein oder werden, so wird die Giltigkeit der Ubrigen Bestimmungen dadurch nicht berthrt.
In einem solchen Fall ist die Satzung vielmehr ihrem Sinne gemé&R zur Durchfiihrung zu brin-
gen.

(2) Sollte die Bestimmung nach § 4 Abs. 3 Pkt. d) Nr. 2) dieser Satzung zur Tiefenbegrenzung
von Grundsticksflachen, wenn sie mit ihrer Flache teilweise im Innenbereich und teilweise im
AuRRenbereich liegen, ganz oder teilweise rechtswidrig oder unwirksam sein oder werden, so
bleibt der BeitragsmaRstab im Ubrigen davon unberiihrt. Dann wird die Beitragsflache ohne
eine Tiefenbegrenzungsregelung jeweils im konkreten Einzelfall ermittelt, indem fiir das einzel-
ne Grundstiick jeweils gesondert festgestellt wird, bis wohin der Innenbereich reicht und wo der
AulR3enbereich beginnt.



8 33
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung uiber die Erhebung von Beitrdgen, Gebthren und Abgaben fur die

Schmutzwasserbeseitigung des Wasserverbandes Gardelegen vom 13.12.2012, zuletzt geén-
dert am 04.04.2013, aul3er Kraft.

Das Inkrafttreten der Anderungssatzung ist zu beachten.

Lesefassung
erstellt am 08.12.2021
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	Gebührensätze und Starkverschmutzerzuschlag

	Bei Grundstücken, von denen überdurchschnittlich verschmutztes Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt, wird eine Zusatzgebühr, sog. Starkverschmutzerzuschlag, erhoben.
	Parameter zur Ermittlung des Verschmutzungsgrades sind der im Abwasser gemessene BSBR5R- und CSB-Wert und der gemessene Wert der absetzbaren Stoffe.
	Als überdurchschnittlich verschmutzt gilt Abwasser, wenn folgende Parameter überschritten werden:
	BSBR5R:   600 mg/l
	CSB  :   1200 mg/l
	Absetzbare Stoffe:  10 mg/l
	Die Zuschlagberechnung ergibt sich wie folgt:
	§ 19
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